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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(20. Ausschuß) 
über den 

Entwurf eines Gesetzes zu § 4 Abs. 4 des Altsparergesetzes 

- Drucksache 674 - 

A. Bericht des Abgeordneten Dr. Atzenroth: 


Im Altsparergesetz wird bestimmt, das die 
Geltendmachung der Entschädigungsansprüche von 
Personen, d^e die Voraussetzungen der Entschädi- 
gung nach dem Altsparergesetz im übrigen erfüllen, 
aber ihren ständigen Aufenthalt nicht im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes haben, einer besonderen ge- 
setzlichen Regelung Vorbehalten bleibt. Diesen 
Personen ist nach der erwähnten Vorschrift ein 
Entschädigungsanspruch zwar grundsätzlich zuer- 
kannt; dieser Anspruch kann jedoch solange nicht 
geltend gemacht werden, wie nicht ein besonderes 
Gesetz dies zuläßt. 

§ 4 Abs. 4 ist in das Altsparergesetz eingefügt 
worden, weil die währungspolitischen Auswirkun- 
gen der Einbeziehung von Personen mit ständigem 
Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs des Ge- 
setzes noch weiterer Prüfung bedurften und weil 
außerdem die Möglichkeit geschaffen werden sollte, 
die Regelung insoweit mit den vertraglichen Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik abzustimmen. 

Inzwischen ist das Londoner Schuldenabkommen 

ab 27. August 1953 veröffentlicht worden und zu- 
sammen mit dem Ausführungsgesetz am 16. Sep- 
tember 1953 in Kraft getreten. Damit ist die Grund 
läge für eine endgültige Regelung, jedenfalls für 
einen Teil der durch § 4 Abs. 4 betroffenen Be- 
reiche, geschaffen worden. Durch die nunmehrige 
Regelung wird aber die sich aus Art. 5 Abs. 4 des 
Londoner Schuldenabkommens ergebende Rechts- 
lage nicht berührt. 

Aus diesen Gründen soll in § 1 die Möglichkeit 
eröffnet werden, die Entschädigungsansprüche nach 
dem Altsparergesetz geltend zu machen, zunächst 
den Bewohnern derjenigen ausländischen Staaten 
deren Regierungen bis zum Inkrafttreten des vor- 
liegenden Gesetzes die Bundesrepublik anerkannt 
haben. Die Vorschrift übernimmt insoweit Grund- 
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sätze des § 3 Buchstabe d des Umstellungsergan- 
zungsgesetzes. Dabei soll maßgebend nicht so sehr 
der formale Vorgang der Aufnahme uneinge- 
schränkter diplomatischer Beziehungen sein, als die 
aus dem Verhalten einer Regierung gegenüber der 
Bundesrepublik nach den Grundsätzen des Völker- 
rechts zu entnehmenden Bereitschaft zur Aufnahme 
und Aufrechterhaltung geordneter zwischenstaat- 
licher Beziehungen. Die Vorschrift gestattet daher 
auch die Berücksichtigung von Staaten, deren Re- 
gierungen bis zum Stichtag aus rechtlichen oder tat- 
sächlichen Gründen sich zur Aufnahme formaler 
diplomatischer Beziehungen zur Bundesrepublik 
noch nicht in der Lage sahen (z. B. Österreich, 
Israel, Finnland). 

Das Saargebiet ist nicht Geltungsbereich des Alt- 
sparergesetzes. Es entspricht aber der Billigkeit, 
Personen mit dem ständigen Aufenthalt im Saar- 
gebiet ebenso zu behandeln wie Personen mit dem 
ständigen Aufenhalt im Geltungsbereich des Ge- 
setzes. 

Die Voraussetzungen für eine volle Gleichstellung 
der Bewohner Deutschlands außerhalb des 
Geltungsbereichs des Altsparergesetzes und des 
Saargebietes sind derzeit noch nicht gegeben. Es ist 
aber angebracht, jetzt schon klarzustellen, daß auch 
die Bewohner dieses Bereichs den im Geltungs- 
bereich des Altsparergesetzes lebenden Entschädi- 
gungsberechtigten gleichgestellt werden sollen und 
daß dies — durch besonderes Gesetz — spätestens 
in demjenigen Zeitpunkt geschehen wird, in dem 
Deutschland wieder vereinigt werden wird. Inso- 
weit entspricht die Gesetzesnorm derjenigen des 
§ 54 des Umstellungsergänzungsgesetzes. 

Hinsichtlich des § 5 hat der Ausschuß eine Ände- 
rung der Fassung der Regierungsvorlage für zweck- 
mäßig gehalten, da die ursprüngliche Fassung An- 



laß zu Mißverständnissen hätte geben können. Das 
Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in Kraft 
treten. Selbstverständlich wird auch durch diese 
Fassung nicht ausgeschlossen, daß materiell die Re- 
gelung zurückwirkt. Mit anderen Worten: daß auch 
zugunsten der nunmehr berücksichtigten Ausländer 


der Entschädigungsanspruch als 
entstanden gilt. 

Bonn, den 12. Oktober 1954 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 674 — mit der 
Maßgabe, daß § 5 folgenden Wortlaut erhält: 

„§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft.“, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage zuzu- 
stimmen. 

Bonn, den 12. Oktober 1954 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich 

Kunze (Bethel) Dr. Atzenroth 

Vorsitzender Berichterstatter 


am 1. Juli 1953 

Dr. Atzenroth 

Berichterstatter 



